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Von Emmerich Tálos

D ieKoalitionsregierung
von Sebastian Kurz
und Heinz-Christian

Strache ist ebenso wie ihre
Vorgängerin unter Wolfgang
Schüssel mit dem Anspruch
aufgetreten, dem Stil und In-
halt von Politik deutlich ihren
Stempel aufzudrücken. Be-
tont wurde, dass der „falsche
Stil des Streits und der Unei-
nigkeit“, wie er die Große Ko-
alition von SPÖ und ÖVP ge-
prägt habe, überwunden und
das Miteinander in der Politik
bestimmend sein werde. Um
dies zu schaffen, bedurfte es
einigen Aufwands: Ablesbar
ist dieser an der strikt einge-
mahnten Verbindlichkeit des
Regierungsprogramms und
einem allgemein verbind-
lichen Regierungswording,
der so genannten „Message
Control“. Deren Brüchigkeit
erwies sich allerdings uner-
wartet schnell.

Vizekanzler Strache stürz-
te über das im Sommer 2017
aufgenommene Ibiza-Video,
das im heurigen Mai über
zwei deutsche Medien an
die Öffentlichkeit kam. Das
in diesem Video aufgezeich-
nete Gespräch mit einer an-
geblichen russischen Oligar-
chennichte, an dem auch
der geschäftsführende Klu-
bobmann der FPÖ, Johann
Gudenus, teilgenommen hat-
te, enthielt brisante Themen
wie illegale Parteispenden,
die Übernahme des Massen-
blatts Kronen Zeitung und
den Erhalt von Staatsaufträ-
gen. Der von vielen Beobach-
tern geteilte Eindruck, dass
die schwarz/türkis-blaue Re-
gierung und mit ihr die FPÖ
fest im Sattel sitze, war auf
einmal verflogen. Womit zu
diesem Zeitpunkt niemand
gerechnet hatte, trat ein: Die
Regierung Kurz/Strache zer-
brach. Bemerkenswert da-
bei ist: Die FPÖ stolperte im
Unterschied zu 2002 nicht
über ihre innerparteilichen
Konflikte, sondern über die
Korruptionsanfälligkeit ihres
Obmanns.

Abschied von der
Verhandlungsdemokratie

Kanzler Kurz optierte für
eine von der ÖVP geführte
Übergangsregierung bis zu
der für September 2019 an-
gepeilten Nationalratswahl.
Womit er nicht gerechnet
hatte, war, dass ihm wie auch
seiner gesamten Minder-
heitsregierung von der par-
lamentarischen Mehrheit
(SPÖ, FPÖ, Liste JETZT) das
Misstrauen ausgesprochen
wurde. Dem folgte eine durch
den Bundespräsidenten er-
nannte Übergangsregierung
mit einschlägigen Experten.

Auch wenn Schwarz/Tür-
kis-Blau letztlich (vorerst
vielleicht auch nur vorläufig)
scheiterte, hinterlässt diese
Regierung sowohl auf Ebene
des Stils als vor allem auch
der Inhalte der Politik deut-
liche Spuren. Ein Kernpunkt
ihres politischen Stils war,

dass sich die Regierung Kurz/
Strache von den Spielregeln
der Verhandlungsdemokra-
tie, wie sie sowohl im Parla-
ment als auch auf Ebene der
Interessenpolitik traditionell
galten, verabschiedete. Ob-
wohl von der Regierung das
Miteinander propagiert wur-
de, blieb die Opposition im
politischen Prozess weitge-
hend außen vor.

Deutlicher noch sind die
Veränderungen im Bereich
der Interessenpolitik: Die pa-
ritätische Beteiligung der So-
zialpartnerorganisationen an
Entscheidungen in einer Rei-
he wichtiger Politikbereiche
wurde von der Regierung be-
endet. Zwar auch schon unter
Schüssel in seinem Einfluss
beschränkt, wurde der poli-
tische Gestaltungsfaktor So-
zialpartnerschaft unter Kurz/
Strache vollends ausgeschal-
tet. Bei sozial- und arbeits-
rechtlichen Materien, die für
dieArbeitnehmerorganisatio-
nen große Bedeutung haben,
gab es keine Verhandlungen,
meist nicht einmal Begutach-
tungsmöglichkeiten.

Ein diesbezüglich heraus-
ragendes Beispiel dafür ist
die gesetzliche Änderung der
möglichen Höchstarbeitszeit.
Die Regelung der Arbeits-
zeit bildete traditionell eine
Materie, deren inhaltliche
Gestaltung im Wesentlichen
durch die Sozialpartnerorga-

nisationen erfolgte. Im Un-
terschied dazu beschlossen
die Regierung Kurz/Strache
und ihre Parlamentsparteien
die Ausweitung der Höchst-
arbeitszeit in den Betrieben
ohne Begutachtung und ohne
jegliche Verhandlungen mit
den Gewerkschaften. Gegen
das Vorgehen und den Inhalt
dieser Arbeitszeitregelung
gingen 100.000 Menschen auf
die Straße, es war der größ-
te Protest in der schwarz/

türkis-blauen Regierungszeit.
Die Arbeitszeitregelung

macht deutlich, wie sehr
der Machtwechsel einen in-
haltlichen Politikwechsel er-
möglichte. Dieser Wechsel
ist geprägt von einer Politik
der Schieflage zu Lasten be-
stimmter sozialer Gruppen
und ihrer Vertretungen. Ex-
emplarisch ablesbar ist dies
am weitreichenden Eingriff
in die Selbstverwaltung der
Sozialversicherung. Seit ihrer
Einführung in den 1880er-
Jahren gab es in der Selbst-
verwaltung der Krankenver-
sicherung eine Mehrheit der
Vertreter aus der Arbeiter-
schaft. Dies selbst in einer
Zeit, als die Arbeiterschaft
noch keine politischen Rech-
te wie beispielsweise das
Wahlrecht besaß. Im Austro-
faschismus der 1930er-Jahre,
alsdiefreieArbeiterbewegung
ausgeschaltet war, wurde die
Mehrheit der Arbeitnehmer-
vertreter in der Sozialversi-
cherung zwar reduziert, aber
nicht wie unter Kurz/Strache
überhaupt beseitigt. Bis En-
de letzten Jahres betrug das
Verhältnis 4:1 zugunsten der
Dienstnehmervertreter.

Abgesehen von der Ab-
schaffung der neun Ge-
bietskrankenkassen und der
Zentralisierung der Kran-
kenversicherung der Arbeit-
nehmer in der neuen Ge-
sundheitskasse Österreich

wurde in dieser die Parität der
Dienstnehmer- und Dienst-
gebervertreter eingeführt.
Die Schieflage zu Lasten der
Dienstnehmer wird nicht nur
daran ersichtlich, dass deren
Mehrheit beseitigt wurde.
Selbst die formell eingeführ-
te Parität ist realiter keine, da
es unter den Dienstnehmer-
vertretern auch Repräsentan-
ten der ÖVP-Arbeitnehmer
gibt. Was das konkret bedeu-
tet, hat die jüngst erfolgte
Bestimmung des General-
direktors der Gesundheits-
kasse Österreich und dessen
drei Stellvertreter durch den
Überleitungsausschuss (6
Dienstgeber-, 6 Dienstneh-
mervertreter) deutlich ge-
macht. Der Generaldirektor
und ein Stellvertreter kom-
men aus den Reihen der ÖVP,
einer aus der SPÖ, der drit-
te konnte von der FPÖ no-
miniert werden. Die sechs
Dienstgebervertreter und
ein Dienstnehmervertreter
als Repräsentant der ÖVP-
Arbeitnehmer überstimmten
die fünf FSG-Vertreter.

Neben der Arbeitszeitrege-
lung und der Kräfteverschie-
bung in der Selbstverwaltung
zugunsten der Unternehmer
(und der ÖVP) sind auch
die Reduktion der Ruhezeit
im Tourismus oder die Re-
gelung des Karfreitags-Fei-
ertages Beispiele dafür, wie
der Machtwechsel zu einem

inhaltlichen Politikwechsel
unter Schwarz/Türkis-Blau
genutzt wurde. Nicht über-
raschend daher die Feststel-
lung der Wirtschaftskammer
in ihrer Agenda 2018: „Dank
des Einsatzes der WKÖ trägt
das Regierungsprogramm die
Handschrift der Wirtschaft.“

Verschlechterungen für
Menschen in Notlage

Politik der Schieflage hieß
auch budgetrelevante Kli-
entelpolitik mit Fokus auf
Familien mit mittlerem und
höherem Einkommen und
Unternehmer, eine Umver-
teilung zu Lasten des „klei-
nen Mannes“. Hohe Ver-
mögen wurden weiterhin
weitgehend aus der Besteu-
erung ausgeklammert. Für
Menschen in Notlage hatte
Schwarz/Türkis-Blau mar-
kante Leistungsverschlech-
terungen zu „bieten“. Der für
2019 vorgesehene Betrag der
Sozialhilfe beträgt 885 Euro,
für Menschen mit mangeln-
den Deutschsprachkennt-
nissen um 300 Euro weniger.
Im Vergleich dazu lag die Ar-
mutsschwelle nach EU-Be-
rechnung im Jahr 2018 bei
1259 Euro.

Die wiederholten Hinweise
seitens der Regierung Kurz/
Strache, dass Leistungsein-
schränkungen im Wesent-
lichen nur ausländische
Familien treffen, dienten aus-
schließlich der Verschleie-
rung der praktizierten Politik
der Schieflage. Was allerdings
zutraf, war, dass Asylwerber,
Asylberechtigte und Dritt-
staatenangehörige von die-
ser Spaltungspolitik ungleich
massiver betroffen sind – sei
es beispielsweise hinsichtlich
des Zugangs zum Arbeits-
markt und zu Sozialleistun-
gen oder (wie angesprochen)
dem Niveau der Sozialhilfe.

Am Mediensektor war un-
ter Schwarz/Türkis-Blau
mehr Privat angesagt. Der
zuständige Medienminister
Blümel sprach gar davon,
dass der ORF ein „Partner der
Privaten“ bzw. „ein Schuhlöf-
fel für private Marktteilneh-
mer“ sein sollte.

Die schwarz/türkis-blaue
Regierung setzte in der knap-
pen Zeit von eineinhalb Jah-
ren viele ihrer inhaltlichen
Vorhaben durch. Was sie bis
zu ihrem Zusammenbruch
nicht mehr schaffte, war
der geplante Umbau der Ar-
beitslosenversicherung – mit
weitgehender Beseitigung
der für arbeitslose Menschen
wichtigen Notstandshilfe.
Arbeitslose werden das nicht
bedauern.

Die schwarz/türkis-blaue Wende:
Politik der Schieflage

Sebastian Kurz und Heinz-Christian Strache traten an, um dem Stil und Inhalt der Politik ihren Stempel
aufzudrücken. Der Wechsel ging zu Lasten der Arbeitnehmer, meint der Sozialpartner-Experte Tálos.

Sebastian Kurz und Heinz-Christian Strache bei der Angelobung 2017. Das Ende ihrer Regierung kam rascher als erwartet. Fotos: APA/Jäger, Kosta
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